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Die Vereinbarungen von Paris - 
der EVG-Vertrag im neuen Gewände

Auf der Pariser Konferenz wurde am 23. Oktober 1954 
eine Reihe von Verträgen, Abkommen und Protokollen 
unterzeichnet, die im wesentlichen von der Londoner 
Konferenz (28. September bis 3. Oktober) ausgearbeitet 
worden waren. Damit versuchen die imperialistischen 
Regierungen aufs neue, ihr seit langem verfolgtes Ziel, 
Westdeutschland wiederaufzurüsten, mit neuen Ab­
machungen der Verwirklichung näherzubringen.

Die Furcht vor einer weiteren Entspannung der gegen­
wärtigen internationalen Lage und vor dem stärkeren 
Anwachsen der Kampfkraft der europäischen Völker hat 
die Westmächte dabei zu besonderer Eile getrieben. Sie 
fürchten, daß die Ablehnung der EVG, die Annäherung 
der Standpunkte in der Frage der Abrüstung und ’die 
neuen sowjetischen Vorschläge zur Deutschlandfrage, 
die zum ersten Mal in der Rede Molotows am 6. Oktober 
in Berlin enthalten waren, insgesamt zu einem solchen 
Aufschwung im Kampf für eine friedliche Lösung des 
deutschen Problems führen könnten, daß die Durchfüh­
rung ihrer Pläne durchkreuzt würden. In dem Bestreben, 
diese Situation nicht ausreifen zu lassen, hat die imperia­
listische Bourgeoisie der USA, Englands, Frankreichs und 
Westdeutschlands auf der Grundlage des Inhalts des 
EVG-Vertrags einen erneuten Kompromiß geschlossen, 
um unverzüglich die Verwirklichung ihres Hauptzieles 
in Angriff zu nehmen: die Aufstellung einer aggressiven 
Wehrmacht in Westdeutschland und die völlige Bindung 
Westdeutschlands an die imperialistische Kriegspolitik.

Entsprechend dieser Zielsetzung wurden in Paris vier 
Gruppen von Abkommen unterzeichnet: a) Verträge 
zwischen Adenauer und den drei Westmächten („Deutsch­
landvertrag“, „Truppenvertrag“ u. a.), in denen die Unter­
ordnung Westdeutschlands unter die Westmächte, die 
Besetzung Westdeutschlands und die Preisgabe der Sou­
veränität festgelegt sind, b) Die Einbeziehung West­
deutschlands in den Brüsseler Pakt und die Umbildung 
dieses Paktes in die „Westeuropäische Union“, c) Die 
Einbeziehung Westdeutschlands in den Nordatlantikpakt,
d) Das Abkommen zwischen Mendes-France und Aden­
auer über die Verschacherung <Jes Saargebiets an aus­
ländische Monopole.

I. Die Verträge zwischen Westdeutschland und den drei
westlichen Besatzungsmächten
Um Westdeutschland politisch, wirtschaftlich und 

militärisch an die von den USA beherrschte Politik der 
Westmächte zu ketten, soll Westdeutschland der General­
vertrag in neuer, kaum veränderter Fassung (genannt 
„Deutschlandvertrag“ und „Abkommen über die Statio­
nierung ausländischer Truppen in der Bundesrepublik“ 
sowie einige weitere Abkommen) aufgezwungen werden. 
Diese Abkommen sehen vor, daß die Westmächte West­
deutschland weiterhin besetzt halten, wobei sie die Zahl 
der Besatzungstruppen ständig erhöhen können und in 
den entscheidenden Fragen das Recht haben, West­
deutschland ihre Politik aufzuzwingen.

So behalten die drei Mächte, laut Artikel 2 des 
„Deutschlandvertrages“, „die bisher von ihnen inne­
gehabten Rechte und Verantwortlichkeiten in bezug auf 
Berlin und Deutschland als Ganzes“. In Artikel 3 ver­
pflichtet sich Westdeutschland, sich „mit der Gemein­
schaft der freien Nationen völlig zu verbinden“, d. h. sich 
den Kriegspakten der USA zu unterwerfen.

Diese Artikel beweisen, daß die westdeutsche Regie­
rung in den entscheidenden politischen Fragen keinerlei 
Souveränität besitzt. Nach wie vor können die Westmächte 
jeden Schritt zur Annäherung und zur Wiedervereinigung 
von Westdeutschland aus ganz einfach verbieten. Diese Ar­
tikel zeigen ferner im Zusammenhang mit der Erklärung 
der drei Westmächte, daß sie die westdeutsche Regierung 
als die einzige verhandlungsfähige deutsche Regierung be­
trachten, auch deutlich, daß die Regierungen der USA und 
Englands unter keinen Umständen gewillt sind, den Weg 
der demokratischen Wiedervereinigung Deutschlands zu 
gehen, den Weg, der über die Beratungen zwischen beiden 
deutschen Regierungen zur Herstellung der Einheit ent- 
entsprechend dem Willen des deutschen Volkes führt. Ar­
tikel 7 des „Deutschlandvertrages“ enthält darüber hinaus 
die Verpflichtung der Unterzeichneten, dahin zu wirken, 
daß die gegenwärtig in Westdeutschland bestehende Ord­
nung auf ganz Deutschland ausgedehnt wird, das in „die 
europäische Gemeinschaft“ integriert werden soll. Der 
Weg, den sie dem deutschen Volk aufzwingen wollen, ist 
die gewaltsame Ausdehnung der Herrschaft der kriegs­
lüsternen Monopole von Rhein und Ruhr, die Diktatur 
faschistischer Generäle, die Tyrannei unter dem Stiefel 
eines neuen Kommiß auf ganz Deutschland.

Um mit allen Mitteln die demokratischen Kräfte 
unterdrücken zu können, findet sich auch die Notstands­
klausel in abgeänderter Form wieder. Bis zum Inkraft­
treten des neuen Vertrages behalten sich die Besatzungs­
mächte das Recht vor, bei jeder Gelegenheit, die sie als 
eine Bedrohung der Sicherheit ihrer Streitkräfte ansehen, 
mit Gewalt gegen die deutsche Bevölkerung vorzugehen 
und Recht und Gesetz in Westdeutschland mit Füßen zu 
treten. Zwar heißt es, daß diese Rechte der Besatzungs­
mächte durch deutsche Gesetze geregelt werden sollen, dies 
würde aber nur die Tarnung der unumschränkten Ein­
mischung der imperialistischen Truppen durch die west­
deutsche Gesetzgebung und die Einführung des berüch­
tigten Paragraphen 48 der Weimarer Verfassung bedeuten.

Adenauer hat in einem Brief an Eden den Westmächten 
ausdrücklich zugesichert, daß die in Artikel 5 Paragraph 7 
des Generalvertrages enthaltenen Rechte der Besatzungs­
mächte (Notstandsklausel) nicht durch die Auslassung 
dieses Paragraphen in dem sogenannten „Protokoll über 
die Beendigung des Besatzüngsregimes“ betroffen werden. 
In diesem Brief heißt es, daß die Bundesregierung das 
Recht eines Militärbefehlshabers, jegliche Maßnahmen zu 
ergreifen, um die Sicherheit der Truppen zu gewährleisten,
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